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I. Verantwortliche Stelle 

Deutsches Patent- und Markenamt 

Zweibrückenstr. 12 

80331 München  

Telefon: 089 2195-1000 

Telefax: 089 2195-2221 

E-Mail: info@dpma.de 

Das Deutsche Patent- und Markenamt (DPMA) ist eine 
obere Bundesbehörde, die durch die Präsidentin des 
DPMA vertreten wird. 

II. Datenschutzbeauftragte 

Kontakt: 

Datenschutzbeauftragte des Deutschen Patent- und 
Markenamtes 

Parastou C. Münzing 

Zweibrückenstraße 12 

80331 München 

Tel.: 089 2195-3333 

E-Mail: datenschutz@dpma.de 

III. Zuständige Aufsichtsbehörde 

Die oder der Bundesbeauftragte für den Datenschutz 
und die Informationsfreiheit (BfDI) 
Graurheindorfer Str. 153 
53117 Bonn 

IV. Allgemeines zur Datenverarbeitung 

Das DPMA nimmt den Schutz Ihrer personenbezogenen 
Daten sehr ernst. Wir möchten, dass Sie wissen, welche 
Daten wir im Rahmen der Patentanwaltsausbildung 
und -prüfung erheben und wie wir sie verwenden. 

Durch die Weiterentwicklung unserer angebotenen 
Dienste oder die Implementierung neuer Technologien 
können Änderungen dieser Datenschutzerklärung er-
forderlich werden. Daher empfehlen wir Ihnen, sich 
diese Datenschutzerklärung von Zeit zu Zeit erneut 
durchzulesen. 

V. Umfang der Verarbeitung personenbe-
zogener Daten 

Das DPMA verarbeitet Ihre personenbezogenen Daten 
in unterschiedlichen Stadien der Patentanwaltsausbil-
dung. Dies betrifft allgemeine Anfragen zur Ausbildung, 
die Zulassung zur Patentanwaltsausbildung und -prü-

fung sowie jeweils deren Durchführung. Darüber hin-
aus verarbeiten wir personenbezogene Daten bei Fest-
stellungsanträgen und Eignungsprüfungen nach dem 
Gesetz zur Tätigkeit von europäischen Patentanwälten 
in Deutschland (EuPAG). 

Wir erheben und verwenden personenbezogene Daten 
dabei grundsätzlich nur, soweit dies jeweils erforderlich 
ist. 

1. Kontaktaufnahme/Voranfragen 

a) Datenverarbeitung 

Eine Kontaktaufnahme mit dem DPMA ist sowohl tele-
fonisch als auch über E-Mail oder postalisch möglich. 
Dabei werden Ihre am Telefon mitgeteilten oder mit 
der E-Mail bzw. Post übermittelten personenbezoge-
nen Daten gespeichert bzw. abgelegt. 

Durch den Anruf oder das Absenden der E-Mail bzw. 
Post erteilen Sie Ihre Einwilligung, dass Ihr Name, Ihre 
Telefonnummer und/oder Ihre E-Mail-Adresse, sowie 
etwaige von Ihnen übermittelten Unterlagen, wie z.B. 
Zeugnisse, für die Verarbeitung der Konversation und 
die Beantwortung Ihrer Anfrage verwendet werden. 

b) Zweck der Datenverarbeitung und Rechtsgrund-
lage 

Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten aus 
dem Telefonat und/oder der E-Mail bzw. Postsendung 
dient allein zur Bearbeitung Ihrer Kontaktaufnahme. 
Dies erfolgt im Rahmen des gesetzlichen Auftrags zur 
Information über die Möglichkeiten und Modalitäten 
der Patentanwaltsausbildung. 

Rechtsgrundlage für die Verarbeitung der Daten, die im 
Zuge eines Telefonats oder der Übersendung einer E-
Mail bzw. per Post übermittelt werden, ist Art. 6 Abs. 1 
lit. a) Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO). 

c) Dauer der Speicherung 

Die Daten werden gelöscht, sobald sie für die Errei-
chung des Zweckes ihrer Erhebung nicht mehr erfor-
derlich sind. Für die personenbezogenen Daten, die per 
E-Mail oder Post übersandt werden, richtet sich die 
Aufbewahrung Ihrer Anfrage nach einer internen An-
ordnung des DPMA zur Aufbewahrung und Vernich-
tung von Unterlagen, welche auf den Richtlinien des 
Bundes basiert. Soweit Sie Ihre Zulassung zur Patentan-
waltsausbildung im Anschluss und vor Ablauf dieser 
Aufbewahrungsfrist beantragen, werden Ihre Daten ge-
gebenenfalls hierfür weiter verarbeitet (s. unter Zif-
fer 2). 

d) Weitergabe der Daten 

Innerhalb des DPMA erhalten nur diejenigen Stellen 
Ihre Daten, die mit der Prüfung, Vorbereitung und 
Durchführung der Patentanwaltsausbildung betraut 
sind. Eine darüberhinausgehende Weitergabe findet 
nicht ohne Ihre Kenntnisnahme statt. Gegebenenfalls 
setzen wir streng weisungsgebundene Dienstleister 
ein, die uns insbesondere in den Bereichen IT oder der 

mailto:info@dpma.de
mailto:datenschutz@dpma.de
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Archivierung und Vernichtung von Dokumenten unter-
stützen und mit denen gesonderte Verträge zur Auf-
tragsverarbeitung geschlossen wurden bzw. werden. 

e) Rechte der Betroffenen 

Nehmen Sie per E-Mail oder Post Kontakt mit uns auf, 
so können Sie der Speicherung Ihrer personenbezoge-
nen Daten jederzeit widersprechen. In einem solchen 
Fall kann die Konversation nicht fortgeführt werden 
bzw. Ihre Anfrage nicht oder nicht vollständig bearbei-
tet werden. Ein Widerspruch ist möglich durch eine ent-
sprechende Mitteilung per E-Mail oder Post. 

Alle personenbezogenen Daten, die im Zuge der Kon-
taktaufnahme gespeichert wurden und nicht nach ei-
ner internen Anordnung des DPMA zur Aufbewahrung 
und Vernichtung von Unterlagen, welche auf den Richt-
linien des Bundes basiert, aufbewahrt werden müssen, 
werden in diesem Fall gelöscht bzw. vernichtet. 

Informationen zu weiteren Rechten als betroffene Per-
son finden Sie unter VI. 

2. Zulassung zur Ausbildung, zum zweiten und 
dritten Ausbildungsabschnitt und Durchfüh-
rung der Ausbildung 

a) Datenverarbeitung 

Im Rahmen der Zulassungsverfahren zur Patentan-
waltsausbildung, zum zweiten und dritten Ausbildungs-
abschnitt und im Rahmen der Durchführung Ihres Aus-
bildungsverhältnisses verarbeitet das DPMA personen-
bezogene Daten von Ihnen. Dies sind beispielsweise 
Ihre Personalien, Staatsangehörigkeit, Passbilder, Kon-
taktdaten, Daten aus den Zulassungsanträgen, Zeug-
nisse und weitere Angaben zur Ausbildung und Qualifi-
kationen, Daten über frühere Arbeitgeber, amtliche 
Dokumente, familiäre Daten, Gesundheitsdaten, Sozi-
alversicherungsdaten, Legitimationsdaten, Daten zur 
Aufenthaltsberechtigung, Daten zu Ausbildungszeiten, 
zu Krankheits-, Urlaubs- und sonstigen Abwesenheits-
zeiten sowie sonstige Daten im Zusammenhang mit Ih-
rem Ausbildungsverhältnis, beispielsweise die Ausbil-
dungserklärung oder Beurteilungen Ihres Ausbilders.  

Soweit Sie einen Antrag auf Gewährung eines Unter-
haltsdarlehens gemäß § 57 der Verordnung über die 
Ausbildung und Prüfung der Patentanwälte (PatAn-
wAPrV) stellen, verarbeitet das DPMA auch Daten über 
Ihre Einkommens- und Vermögensverhältnisse sowie 
gegebenenfalls diejenigen Ihres Ehegatten/eingetrage-
nen Lebenspartners, Lebensgefährten oder Kinder. 

b) Zweck der Datenverarbeitung und Rechtsgrund-
lage 

Ihre personenbezogenen Daten werden zur Überprü-
fung der gesetzlichen Voraussetzungen für die Zulas-
sung zur Patentanwaltsausbildung, zum zweiten und 
dritten Ausbildungsabschnitt sowie zur Durchführung 
der Patentanwaltsausbildung verarbeitet, wenn sie 

hierfür erforderlich sind. Bestimmte personenbezo-
gene Daten werden in Ihre Verwaltungsakte beim 
DPMA übernommen. 

Rechtsgrundlage sind Art. 6 Abs. 1 lit. c) DSGVO i. V. m. 
§§ 5 bis 7 Patentanwaltsordnung (PAO) und Teil 1 Pat-
AnwAPrV. Für die Verarbeitung besonderer Kategorien 
personenbezogener Daten gilt Art. 9 Abs. 2 lit. g) 
DSGVO i. V. m. §§ 5 bis 7 PAO und Teil 1 der PatAn-
wAPrV. 

Wenn wir eine Einwilligung von Ihnen einholen, ist 
Art. 6 Abs. 1 lit. a) DSGVO Rechtsgrundlage. 

c) Herkunft der Daten 

Ihre personenbezogenen Daten werden entweder im 
Rahmen des Zulassungsverfahrens oder im Laufe des 
Ausbildungsverhältnisses bei Ihnen selbst erhoben 
bzw. von Dritten auf Ihre Veranlassung hin übermittelt 
oder dem DPMA von Ihrer ausbildenden Stelle mitge-
teilt. 

Weitere personenbezogene Daten werden aufgrund Ih-
rer Auskünfte, Anträge und Mitteilungen im Laufe Ihres 
Ausbildungsverhältnisses erhoben. 

d) Weitergabe der Daten 

Innerhalb des DPMA erhalten nur diejenigen Stellen 
bzw. Personen Ihre personenbezogenen Daten, die mit 
der Vorbereitung und der Durchführung der Patentan-
waltsausbildung betraut sind. 

Im Falle von ausländischen Studienabschlüssen werden 
bestimmte personenbezogene Daten, insbesondere 
Name, Geburtsdatum und relevante Zeugnisse an die 
Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen im Rah-
men der für die Entscheidung über Ihre Zulassung er-
forderlichen Einschätzung der Gleichwertigkeit Ihrer 
ausländischen Studienabschlüsse weitergegeben. 

Des Weiteren werden bestimmte personenbezogene 
Daten, insbesondere Name, Telefonnummer, E-Mail-
Adresse, ein Hinweis auf die erfolgte Zulassung, an die 
Patentanwaltskammer, an die Ausbildenden und Leh-
renden in DPMA und Bundespatentgericht sowie an die 
Leitenden der Arbeitsgemeinschaften für die Durchfüh-
rung der Ausbildung, sowie an Ihren Prüfungsausschuss 
im Rahmen der Prüfung nach § 8 PAO weitergegeben. 

Darüber hinaus werden bestimmte personenbezogene 
Daten an andere Stellen, wie an die Sozialversiche-
rungsträger während des zweiten und dritten Ausbil-
dungsabschnitts, weitergegeben, wenn wir hierzu ge-
setzlich verpflichtet sind. 

Eine darüberhinausgehende Weitergabe findet nicht 
ohne Ihre Kenntnisnahme statt.  

Gegebenenfalls setzen wir streng weisungsgebundene 
Dienstleister ein, die uns insbesondere in den Berei-
chen IT oder der Archivierung und Vernichtung von Do-
kumenten unterstützen und mit denen gesonderte Ver-
träge zur Auftragsverarbeitung geschlossen wurden 
bzw. werden.
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e) Dauer der Speicherung 

Die Daten werden gelöscht, sobald sie für die Errei-
chung des Zweckes ihrer Erhebung nicht mehr erfor-
derlich sind. Die Speicherdauer richtet sich nach den 
gesetzlichen Aufbewahrungsfristen und nach einer in-
ternen Anordnung des DPMA zur Aufbewahrung und 
Vernichtung von Unterlagen, welche auf den Richtli-
nien des Bundes basiert. 

f) Rechte der betroffenen Person 

Informationen zu Ihren Rechten als betroffene Person 
finden Sie unter VI. 

3. Zulassung zur und Durchführung der Patent-
anwaltsprüfung 

a) Datenverarbeitung 

Wenn Sie einen Antrag auf Zulassung zur Patentan-
waltsprüfung stellen werden personenbezogene Daten 
von Ihnen verarbeitet und in Ihrer Verwaltungsakte ge-
sammelt. Dies sind insbesondere Ihre Personalien, fa-
miliäre Daten, Legitimationsdaten, Kontaktdaten, Da-
ten zur Aufenthaltsberechtigung, Angaben zu Ausbil-
dung und Qualifikationen und zu Tätigkeiten bei frühe-
ren und aktuellen Arbeitgebern. 

Nach Zulassung zur Prüfung wird eine gesonderte Prü-
fungsakte für Sie angelegt, in der alle Unterlagen, die in 
Zusammenhang mit der Durchführung der Prüfung ste-
hen, gesammelt werden. Dies sind insbesondere Ihre 
Personalien und Kontaktdaten, Ihr Zulassungsbescheid, 
Ihre Ladungen, schriftlichen Klausuren, deren Bewer-
tungen, Prüfungsprotokolle der schriftlichen und 
mündlichen Prüfung sowie alle erzielten Noten. 

b) Zweck der Datenverarbeitung und Rechtsgrund-
lage 

Ihre personenbezogenen Daten werden zur Überprü-
fung der Voraussetzungen für die Zulassung zur Prü-
fung sowie zur Durchführung der Prüfung verarbeitet, 
wenn sie hierfür erforderlich sind. Bestimmte perso-
nenbezogene Daten werden in Ihre Prüfungsakte beim 
DPMA übernommen. 

Rechtsgrundlage sind Art. 6 Abs. 1 lit. c) und e) DSGVO 
i. V. m. § 3 BDSG, §§ 8 bis 10 PAO i. V. m. Teil 2 PatAn-
wAPrV. Für die Verarbeitung besonderer Kategorien 
personenbezogener Daten gilt Art. 9 Abs. 2 lit. g) 
DSGVO i. V. m. §§ 8 bis 10 PAO i. V. m. Teil 2 PatAn-
wAPrV. 

Wenn wir eine Einwilligung von Ihnen einholen, ist 
Art. 6 Abs. 1 lit. a) DSGVO Rechtsgrundlage. 

c) Herkunft der Daten 

Ihre personenbezogenen Daten werden entweder im 
Rahmen des Zulassungsverfahrens oder der Prüfung 
bei Ihnen selbst erhoben bzw. von Dritten auf Ihre Ver-
anlassung hin übermittelt oder dem DPMA von Ihrem 
Prüfungsausschuss bzw. den Mitgliedern der Prüfungs-
kommission mitgeteilt. 

Weitere personenbezogene Daten werden aufgrund Ih-
rer Auskünfte, Anträge und Mitteilungen im Laufe Ihres 
Prüfungsverfahrens erhoben. 

d) Weitergabe der Daten 

Die genannten personenbezogenen Daten werden aus-
schließlich von den für die Verarbeitung zuständigen 
Stellen erhoben und genutzt. 

Im Falle eines Zulassungsantrags gemäß § 158 PAO 
werden bei ausländischen Studienabschlüssen be-
stimmte personenbezogene Daten, insbesondere 
Name, Geburtsdatum und relevante Zeugnisse an die 
Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen im Rah-
men der für die Entscheidung über Ihre Zulassung er-
forderlichen Einschätzung der Gleichwertigkeit Ihrer 
ausländischen Studienabschlüsse weitergegeben. 

Des Weiteren werden bestimmte personenbezogene 
Daten, insbesondere Name, Kontaktdaten und Ihre 
Klausuren sowie Ihre Verwaltungsakte an Ihren Prü-
fungsausschuss und die Vorsitzende bzw. den Vorsit-
zenden der Prüfungskommission für die Durchführung 
der Prüfung weitergegeben.  

Eine darüberhinausgehende Weitergabe findet nicht 
ohne Ihre Kenntnisnahme statt.  

Gegebenenfalls setzen wir streng weisungsgebundene 
Dienstleister ein, die uns insbesondere in den Berei-
chen IT oder der Archivierung und Vernichtung von Do-
kumenten unterstützen und mit denen gesonderte Ver-
träge zur Auftragsverarbeitung geschlossen wurden 
bzw. werden. 

e) Dauer der Speicherung 

Soweit die im Rahmen der Patentanwaltsprüfung erho-
benen Daten Teil Ihrer Verwaltungsakte werden, wie 
beispielsweise Ihr Zulassungsantrag und -bescheid, 
richtet sich deren Aufbewahrung nach den unter Punkt 
V. 2. e) genannten Zeiten. 

Ihre Prüfungsakte wird gemäß § 56 Abs. 1 PatAnwAPrV 
fünf Jahre nach Ablauf des Jahres, in welchem das Prü-
fungsergebnis bekannt gegeben wurde, vernichtet. 
Nach einer internen Anordnung des DPMA zur Aufbe-
wahrung und Vernichtung von Unterlagen, welche auf 
den Richtlinien des Bundes basiert, sind hiervon die 
Prüfungsurkunde bzw. der Bescheid über das Nichtbe-
stehen ausgenommen. 

f) Rechte der betroffenen Person 

Informationen zu Ihren Rechten als betroffene Person 
finden Sie unter VI. 

4. Feststellungsverfahren nach EuPAG 

a) Datenverarbeitung 

Im Rahmen eines Feststellungsverfahrens nach dem 
Gesetz über die Tätigkeit europäischer Patentanwälte 
in Deutschland (EuPAG) und der Ablegung einer Eig-
nungsprüfung gemäß EuPAG verarbeitet das DPMA 
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personenbezogene Daten von Ihnen. Dies sind bei-
spielsweise Ihre Personalien, Staatsangehörigkeit, fa-
miliäre Daten, Legitimationsdaten, Kontaktdaten, An-
gaben zur Ausbildung und Qualifikationen, zu früheren 
Arbeitgebern und zur Zugehörigkeit zu ausländischen 
Patentanwaltskammern und vergleichbaren Organisa-
tionen. Für die Durchführung des Feststellungsverfah-
rens wird eine Verwaltungsakte angelegt, in der Ihre 
personenbezogenen Daten gesammelt werden. 

Falls Ihnen eine Eignungsprüfung auferlegt wird und Sie 
diese ablegen, wird eine gesonderte Prüfungsakte für 
Sie angelegt. Deren Inhalt und die Verarbeitung der da-
rin enthaltenen personenbezogenen Daten richtet sich 
nach den oben unter Punkt V. 3. dargestellten Grunds-
ätzen. 

b) Zweck der Datenverarbeitung und Rechtsgrund-
lage 

Ihre personenbezogenen Daten werden zur Feststel-
lung, ob die von Ihnen erworbene Berufsqualifikation 
die Kenntnisse umfasst, die für die Ausübung des Be-
rufs des Patentanwalts in Deutschland erforderlich 
sind, zur Auferlegung einer Eignungsprüfung sowie zur 
Durchführung der Eignungsprüfung verarbeitet, wenn 
sie hierfür erforderlich sind. Bestimmte personenbezo-
gene Daten werden in Ihre Verwaltungs- oder Prü-
fungsakte beim DPMA übernommen. 

Rechtsgrundlage sind Art. 6 Abs. 1 lit. c) und e) DSGVO 
i. V. m. § 3 BDSG, § 5 Abs. 1 PAO und Teil 1 EuPAG 
i. V. m. Teil 4 PatAnwAPrV. Für die Verarbeitung beson-
derer Kategorien personenbezogener Daten gilt Art. 9 
Abs. 2 lit. g) DSGVO i. V. m. § 5 PAO i. V. m. Teil 1 Eu-
PAG. 

Wenn wir eine Einwilligung von Ihnen einholen, ist 
Art. 6 Abs. 1 lit. a) DSGVO Rechtsgrundlage. 

c) Herkunft der Daten 

Ihre personenbezogenen Daten werden entweder im 
Rahmen des Feststellungsverfahrens oder der Eig-
nungsprüfung bei Ihnen selbst erhoben bzw. von Drit-
ten auf Ihre Veranlassung hin übermittelt oder dem 
DPMA von Ihrem Prüfungsausschuss bzw. den Mitglie-
dern der Prüfungskommission mitgeteilt. 

Weitere personenbezogene Daten werden aufgrund Ih-
rer Auskünfte, Anträge und Mitteilungen im Laufe Ihres 
Prüfungsverfahrens erhoben. 

d) Weitergabe der Daten 

Die genannten personenbezogenen Daten werden aus-
schließlich von den für die Verarbeitung zuständigen 
Stellen erhoben und genutzt. Bestimmte personenbe-
zogene Daten, insbesondere Name, Geburtsdatum und 
relevante Zeugnisse, werden an die Zentralstelle für 
ausländisches Bildungswesen im Rahmen der für die 
Entscheidung über Ihren Feststellungsantrag erforder-
lichen Einschätzung der Gleichwertigkeit Ihrer auslän-
dischen Studienabschlüsse weitergegeben. Des Weite-
ren werden bestimmte personenbezogene Daten, ins-
besondere Name, Telefonnummer, E-Mail-Adresse, 
Hinweis auf die Auferlegung einer Eignungsprüfung, an 

die Patentanwaltskammer und/oder Ihren Prüfungs-
ausschuss und/oder die Vorsitzende bzw. den Vorsit-
zenden der Prüfungskommission weitergegeben. Eine 
darüberhinausgehende Weitergabe findet nicht ohne 
Ihre Kenntnisnahme statt.  

Gegebenenfalls setzen wir streng weisungsgebundene 
Dienstleister ein, die uns insbesondere in den Berei-
chen IT oder der Archivierung und Vernichtung von Do-
kumenten unterstützen und mit denen gesonderte Ver-
träge zur Auftragsverarbeitung geschlossen wurden 
bzw. werden. 

e) Dauer der Speicherung 

Die Aufbewahrungsdauer Ihrer personenbezogenen 
Daten richtet sich nach den gesetzlichen Aufbewah-
rungsfristen und nach einer internen Anordnung des 
DPMA zur Aufbewahrung und Vernichtung von Unter-
lagen, welche auf den Richtlinien des Bundes basiert. 

Ihre Prüfungsakte wird fünf Jahre nach Ablauf des Jah-
res, in welchem das Prüfungsergebnis bekannt gegeben 
wurde, vernichtet. Nach der oben erwähnten Anord-
nung des DPMA sind hiervon die Prüfungsurkunde bzw. 
der Bescheid über das Nichtbestehen ausgenommen. 

Die Speicher- und Aufbewahrungsdauer Ihrer Verwal-
tungsakte richtet sich nach den gesetzlichen Aufbewah-
rungsfristen und nach der oben erwähnten Anordnung 
des DPMA. 

f) Rechte der betroffenen Person 

Informationen zu Ihren Rechten als betroffene Person 
finden Sie unter VI. 

VI. Ihre Rechte als betroffene Person 

Durch die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Da-
ten sind Sie betroffene Person, sodass Ihnen nach der 
DSGVO folgende Rechte zustehen: 

(1) Recht auf Auskunft - Art. 15 DSGVO 

Sie haben das Recht, vom DPMA als Verantwortlichem 
eine Bestätigung darüber zu verlangen, ob personenbe-
zogene Daten, die Sie betreffen, von uns verarbeitet 
werden; ist dies der Fall, so haben Sie ein Recht auf Aus-
kunft über diese personenbezogenen Daten und auf 
folgende Informationen: 

• die Verarbeitungszwecke, 

• die Kategorien personenbezogener Daten, die ver-
arbeitet werden, 

• die Empfänger oder Kategorien von Empfängern, 
gegenüber denen die personenbezogenen Daten 
offengelegt worden sind oder noch offengelegt 
werden, insbesondere bei Empfängern in Drittlän-
dern oder bei internationalen Organisationen, 

• falls möglich die geplante Dauer, für die die perso-
nenbezogenen Daten gespeichert werden, oder, 
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falls dies nicht möglich ist, die Kriterien für die Fest-
legung dieser Dauer, 

• das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung oder 
Löschung der Sie betreffenden personenbezoge-
nen Daten oder auf Einschränkung der Verarbei-
tung durch den Verantwortlichen oder eines Wi-
derspruchsrechts gegen diese Verarbeitung, 

• das Bestehen eines Beschwerderechts bei einer 
Aufsichtsbehörde, 

• wenn die personenbezogenen Daten nicht bei 
Ihnen als betroffener Person erhoben werden, alle 
verfügbaren Informationen über die Herkunft der 
Daten, 

• das Bestehen einer automatisierten Entschei-
dungsfindung einschließlich Profiling gemäß 
Art. 22 Abs. 1 und 4 und – zumindest in diesen Fäl-
len – aussagekräftige Informationen über die invol-
vierte Logik sowie die Tragweite und die ange-
strebten Auswirkungen einer derartigen Verarbei-
tung für die betroffene Person. 

Ferner steht Ihnen das Recht zu, Auskunft darüber zu 
verlangen, ob die Sie betreffenden personenbezoge-
nen Daten in ein Drittland oder an eine internationale 
Organisation übermittelt werden. In diesem Zusam-
menhang können Sie verlangen, über die geeigneten 
Garantien gemäß Art. 46 DSGVO im Zusammenhang 
mit der Übermittlung unterrichtet zu werden. 

Dieses Recht besteht nicht, wenn eine der in § 34 BDSG 
geregelten Ausnahmen anwendbar ist. D.h. Ihr Aus-
kunftsrecht besteht insbesondere dann nicht, wenn die 
Daten nur deshalb gespeichert sind, weil sie aufgrund 
gesetzlicher oder satzungsmäßiger Aufbewahrungsvor-
schriften nicht gelöscht werden dürfen, oder aus-
schließlich Zwecken der Datensicherung oder der Da-
tenschutzkontrolle dienen und die Auskunftserteilung 
einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde 
sowie eine Verarbeitung zu anderen Zwecken durch ge-
eignete technische und organisatorische Maßnahmen 
ausgeschlossen ist. 

(2) Recht auf Berichtigung - Art. 16 DSGVO 

Sie haben das Recht, vom DPMA als Verantwortlichem 
unverzüglich die Berichtigung und/oder Vervollständi-
gung Sie betreffender unrichtiger personenbezogener 
Daten zu verlangen. 

(3) Recht auf Löschung - Art. 17 DSGVO 

Sie haben das Recht, vom DPMA die Löschung Sie be-
treffender personenbezogener Daten zu verlangen. Vo-
raussetzung ist gemäß Art. 17 Abs. 1 DSGVO insbeson-
dere, dass die Daten für die Zwecke, für die sie verar-
beitet wurden, nicht mehr notwendig sind, die Daten 
rechtswidrig verarbeitet werden oder Sie Ihre Einwilli-
gung widerrufen haben. 

Ein Recht auf Löschung besteht nicht, soweit die Verar-
beitung erforderlich ist 

• zur Ausübung des Rechts auf freie Meinungsäuße-
rung und Information; 

• zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung, die 
die Verarbeitung nach dem Recht der Union oder 
der Mitgliedstaaten, dem das DPMA unterliegt, er-
fordert, oder zur Wahrnehmung einer Aufgabe, die 
im öffentlichen Interesse liegt oder in Ausübung 
öffentlicher Gewalt erfolgt, die dem DPMA über-
tragen wurde; 

• aus Gründen des öffentlichen Interesses im Be-
reich der öffentlichen Gesundheit gemäß Art. 9 
Abs. 2 lit. h), lit. i) DSGVO sowie Art. 9 Abs. 3 
DSGVO; 

• für im öffentlichen Interesse liegende Archivzwe-
cke, wissenschaftliche oder historische For-
schungszwecke oder für statistische Zwecke ge-
mäß Art. 89 Abs. 1 DSGVO, soweit das in Abs. 1 ge-
nannte Recht voraussichtlich die Verwirklichung 
der Ziele dieser Verarbeitung unmöglich macht o-
der ernsthaft beeinträchtigt; 

• zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung 
von Rechtsansprüchen oder 

• wenn einer Löschung satzungsgemäße oder ver-
tragliche Aufbewahrungsfristen entgegenstehen. 

Ferner besteht das Recht nicht, wenn eine Löschung im 
Falle nicht automatisierter Datenverarbeitung wegen 
der besonderen Art der Speicherung nicht oder nur mit 
unverhältnismäßig hohem Aufwand möglich und Ihr In-
teresse an der Löschung als gering anzusehen ist. 

(4) Recht auf Einschränkung der Verarbeitung - 
Art. 18 DSGVO 

Sie haben das Recht, eine weitere Verarbeitung der Sie 
angehenden personenbezogenen Daten vorerst zu ver-
hindern. Voraussetzung ist, 

• dass die Richtigkeit der personenbezogenen Daten 
von Ihnen bestritten wird, und zwar für eine Dauer, 
die es dem DPMA ermöglicht, die Richtigkeit der 
personenbezogenen Daten zu überprüfen, 

• die Verarbeitung unrechtmäßig ist und Sie die Lö-
schung der personenbezogenen Daten ablehnen 
und stattdessen die Einschränkung der Nutzung 
der personenbezogenen Daten verlangen; 

• das DPMA die personenbezogenen Daten für die 
Zwecke der Verarbeitung nicht länger benötigt, Sie 
sie jedoch zur Geltendmachung, Ausübung oder 
Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigen, o-
der 

• Sie Widerspruch gegen die Verarbeitung gemäß 
Art. 21 Abs. 1 DSGVO eingelegt haben, solange 
noch nicht feststeht, ob die berechtigten Gründe 
des DPMA gegenüber Ihren überwiegen. 
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(5) Recht auf Unterrichtung - Art. 19 DSGVO 

Haben Sie das Recht auf Berichtigung, Löschung oder 
Einschränkung der Verarbeitung gegenüber dem DPMA 
geltend gemacht, sind wir verpflichtet, allen Empfän-
gern, denen die Sie betreffenden personenbezogenen 
Daten offengelegt wurden, diese Berichtigung oder Lö-
schung der Daten oder Einschränkung der Verarbeitung 
mitzuteilen, es sei denn, dies erweist sich als unmöglich 
oder ist mit einem unverhältnismäßigen Aufwand ver-
bunden. 

(6) Recht auf Datenübertragbarkeit - Art. 20 
DSGVO 

Sie haben das Recht, die Sie betreffenden personenbe-
zogenen Daten in einem gängigen, maschinenlesbaren 
Format vom DPMA zu erhalten, um sie unter den Vo-
raussetzungen, dass die Verarbeitung auf einer Einwil-
ligung gemäß Art. 6 Abs. 1 lit. a) DSGVO oder Art. 9 
Abs. 2 lit. a) DSGVO oder auf einem Vertrag gemäß 
Art. 6 Abs. 1 lit. b) DSGVO beruht und die Verarbeitung 
mithilfe automatisierter Verfahren erfolgt, an einen an-
deren Verantwortlichen weiterleiten zu lassen. Gemäß 
Art. 20 Abs. 3 S. 2 DSGVO steht dieses Recht aber dann 
nicht zur Verfügung, wenn die Datenverarbeitung der 
Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben dient. 

(7) Recht auf Widerspruch - Art. 21 DSGVO 

Sie haben das Recht, in einer besonderen Situation der 
weiteren Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Da-
ten zu widersprechen, soweit die Verarbeitung auf der 
Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben oder öffentlicher 
sowie privater Interessen beruht. Das Recht gilt gemäß 
§ 36 BDSG nicht, wenn eine öffentliche Stelle durch 
Rechtsvorschrift zur Verarbeitung verpflichtet ist. 

(8) Recht auf Widerruf der datenschutzrechtli-
chen Einwilligungserklärung 

Sie haben das Recht, Ihre datenschutzrechtliche Einwil-
ligungserklärung jederzeit zu widerrufen. Durch den 
Widerruf der Einwilligung wird die Rechtmäßigkeit der 
aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten 
Verarbeitung nicht berührt. 

(9) Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichts-
behörde gemäß Art. 77 DSGVO 

Sie haben das Recht auf Beschwerde bei einer Auf-
sichtsbehörde, insbesondere in dem Mitgliedstaat Ih-
res Aufenthaltsorts, Ihres Arbeitsplatzes oder des Orts 
des mutmaßlichen Verstoßes, wenn Sie der Ansicht 
sind, dass die Verarbeitung der Sie betreffenden perso-
nenbezogenen Daten gegen diese Verordnung ver-
stößt. 
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